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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 24. Oktober 2003 Teil III 

 98. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländi-
sches Recht 

 99. Kundmachung: Geltungsbereich des Zusatzprotokolls zum Europäischen Übereinkommen 
betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 

100. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von 
Kindern 

101. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und 
die Wiederherstellung des Sorgerechts 

 

98. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kations- bzw. Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländi-
sches Recht (BGBl. Nr. 417/1971, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 184/2002) 
hinterlegt. 

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. 
Beitrittsurkunde: 

Mazedonien 15. Jänner 2003 
Mexiko 21. Februar 2003 

Schüssel 

99. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zusatz-
protokolls zum Europäischen Übereinkommen betreffend Auskünfte über ausländisches 
Recht 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kations- bzw. Beitrittsurkunde zum Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen betreffend Aus-
künfte über ausländisches Recht (BGBl. Nr. 179/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs 
BGBl. III Nr. 153/2002) hinterlegt. 

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. 
Beitrittsurkunde: 

Liechtenstein 13. Mai 2003 
Mazedonien 15. Jänner 2003 
Mexiko 21. Februar 2003 
Serbien und Montenegro 23. Juni 2003 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde haben folgende Staaten nachstehende Erklä-
rungen abgegeben: 

Liechtenstein 

Gemäß Art. 5 Abs. 1 erklärt das Fürstentum Liechtenstein, dass es sich nur an Kapitel I des Zusatz-
protokolls gebunden erachtet. 
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Mazedonien 
Gemäß Art. 5 Abs. 1 erklärt die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, dass es sich nicht 

an das Kapitel II des Zusatzprotokolls gebunden erachtet. 

Schüssel 

100. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die Adoption von Kindern 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat die ehemalige jugoslawische Republik Ma-
zedonien am 15. Jänner 2003 ihre Ratifikationsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die 
Adoption von Kindern (BGBl. Nr. 314/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III 
Nr. 222/2002) hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde hat die ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien folgende Erklärung abgegeben: 

Die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien erklärt gemäß Artikel 25 Absatz 1 des Überein-
kommens, dass sie die das Alter des Annehmenden betreffende Bestimmung des Artikels 7 Absatz 1 nicht 
anwenden wird, da das Mindestalter nach dem Recht der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien 18 Jahre beträgt und kein höheres Limit anwendbar ist. 

Schüssel 

101. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das 
Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Bulgarien seine Ratifikationsurkunde zum 
Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für 
Kinder und die Wiederherstellung des Sorgerechts (BGBl. Nr. 321/1985, letzte Kundmachung des Gel-
tungsbereichs BGBl. III Nr. 66/2003) hinterlegt. 

Anlässlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Bulgarien nachstehende Vorbehalte er-
klärt bzw. Erklärungen abgegeben: 

Gemäß Art. 17 Abs. 1 des Übereinkommens erklärt die Republik Bulgarien, in den von Art. 8 und 9 
erfassten Fällen die Anerkennung und Vollstreckung von Sorgerechtsentscheidungen aus den in Art. 10 
Abs. 1 des Übereinkommens vorgesehenen Gründen zu versagen. 

Hinsichtlich des Art. 1 lit. a des Übereinkommens erklärt die Republik Bulgarien, der gewöhnliche 
Aufenthalt bedeute die derzeitige Adresse des Kindes, das ist die Adresse, an der die Person in den letzten 
sechs Monaten gelebt hat. 

Gemäß Art. 2 des Übereinkommens erklärt die Republik Bulgarien, dass das Ministerium der Justiz 
als zentrale Behörde bestimmt wird, das folgende Adresse hat: 
Sofia 1040, Slavianskastraße 1, Republik Bulgarien 

Gemäß Art. 6 Abs. 3 erklärt die Republik Bulgarien, dass sie Übersetzungen in die bulgarische Spra-
che hinsichtlich aller Mitteilungen nach Art. 6 und aller Dokumente nach Art. 13 verlange, die von Staa-
ten übermittelt werden, die vom Vorbehalt Gebrauch gemacht und die Anwendung des Art. 6 Abs. 1 lit. b 
betreffend die beiden Amtssprachen des Europarats ausgeschlossen haben. 

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs zufolge hat Frankreich am 23. Mai 2003 als Zentral-
behörde, welche die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt, bestimmt: 
Bureau de l�entraide civile et commercial internationale, Direction des Affaires civiles et du Sceau,    
Ministère de la Justice.  

Schüssel 
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